
 

Gegenüberstellung § 46 WaffG alt und neu 
 

Der folgende Text ist eine nach bestem Wissen und Gewissen zusammengefasste Version der 
aktuell gültigen Paragrafen des WaffG mit den am 18.10.2024 verabschiedeten Änderungen. 
Bei der Integration der Text wurde ChatGPT zur Hilfe gezogen. 
Ohne Gewähr der Vollständigkeit oder Richtigkeit. 
 
WaffG aktuell https://www.gesetze-im-
internet.de/waffg_2002/index.html#BJNR397010002BJNE000602128 

Abstimmung im Bundestag 
https://www.bundestag.de/parlament/plenum/abstimmung/abstimmung?id=930 

Erster Änderungstext https://dserver.bundestag.de/btd/20/128/2012805.pdf 
Verabschiedeter Änderungstext https://dserver.bundestag.de/btd/20/134/2013413.pdf 

 
Peter Biller 

Direktor 

pro legal e. V. 

 

 

pro legal – Interessengemeinschaft für Waffenbesitz e. V. 

 
Geschäftsstelle: 
Potsdamer Straße 91, 14469 Potsdam 

Tel: 0331 – 61 90 96 28 

Email: info@prolegal.de 

Web: www.prolegal.de 

 
Sitz des Vereins: Bruchsal 

Eingetragen beim Amtsgericht Mannheim unter Nr. VR 231365 

 

Vorstand: Alexander Titze | Reiner Aßmann | Thomas Kullmann 

 

  

https://www.gesetze-im-internet.de/waffg_2002/index.html#BJNR397010002BJNE000602128
https://www.gesetze-im-internet.de/waffg_2002/index.html#BJNR397010002BJNE000602128
https://www.bundestag.de/parlament/plenum/abstimmung/abstimmung?id=930
https://dserver.bundestag.de/btd/20/128/2012805.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/134/2013413.pdf
mailto:info@prolegal.de
http://www.prolegal.de/


 

 

WaffG alt 

§ 46 Weitere Maßnahmen 

(1) Werden Erlaubnisse nach diesem Gesetz 
zurückgenommen oder widerrufen, so hat 
der Inhaber alle Ausfertigungen der 
Erlaubnisurkunde der zuständigen Behörde 
unverzüglich zurückzugeben. Das Gleiche 
gilt, wenn die Erlaubnis erloschen ist. 

(2) Hat jemand auf Grund einer Erlaubnis, die 
zurückgenommen, widerrufen oder 
erloschen ist, Waffen oder Munition 
erworben oder befugt besessen, und besitzt 
er sie noch, so kann die zuständige Behörde 
anordnen, dass er binnen angemessener 
Frist die Waffen oder Munition dauerhaft 
unbrauchbar macht oder einem Berechtigten 
überlässt und den Nachweis darüber 
gegenüber der Behörde führt. Nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist kann die 
zuständige Behörde die Waffen oder 
Munition sicherstellen. 

(3) Besitzt jemand ohne die erforderliche 
Erlaubnis oder entgegen einem vollziehbaren 
Verbot nach § 41 Abs. 1 oder 2 eine Waffe 
oder Munition, so kann die zuständige 
Behörde anordnen, dass er binnen 
angemessener Frist 

1. die Waffe oder Munition dauerhaft 
unbrauchbar macht oder einem Berechtigten 
überlässt oder 

2. im Fall einer verbotenen Waffe oder 
Munition die Verbotsmerkmale beseitigt und 

3. den Nachweis darüber gegenüber der 
Behörde führt. 

Nach fruchtlosem Ablauf der Frist kann die 
zuständige Behörde die Waffe oder Munition 
sicherstellen. 

WaffG neu 

§ 46 Weitere Maßnahmen 

(1) Werden Erlaubnisse nach diesem Gesetz 
zurückgenommen oder widerrufen, so hat 
der Inhaber alle Ausfertigungen der 
Erlaubnisurkunde der zuständigen Behörde 
unverzüglich zurückzugeben. Das Gleiche 
gilt, wenn die Erlaubnis erloschen ist. 

(2) Hat jemand auf Grund einer Erlaubnis, die 
zurückgenommen, widerrufen oder 
erloschen ist, Waffen oder Munition 
erworben oder befugt besessen und besitzt 
er sie noch, so ordnet die zuständige 
Behörde an, dass er binnen angemessener 
Frist die Waffen oder Munition dauerhaft 
unbrauchbar macht oder einem Berechtigten 
überlässt und den Nachweis darüber 
gegenüber der Behörde führt. Nach 
fruchtlosem Ablauf der Frist stellt die 
zuständige Behörde die Waffen oder 
Munition sicher. 

(3) Besitzt jemand ohne die erforderliche 
Erlaubnis oder entgegen einem vollziehbaren 
Verbot nach § 41 Absatz 1 oder 2 eine Waffe 
oder Munition, so ordnet die zuständige 
Behörde an, dass er binnen angemessener 
Frist 

1. die Waffe oder Munition dauerhaft 
unbrauchbar macht oder einem Berechtigten 
überlässt oder 

2. im Fall einer verbotenen Waffe oder 
Munition die Verbotsmerkmale beseitigt und 

3. den Nachweis darüber gegenüber der 
Behörde führt. 

Nach fruchtlosem Ablauf der Frist stellt die 
zuständige Behörde die Waffe oder Munition 
sicher. 



 

 

  

WaffG alt 

(4) Die zuständige Behörde kann 
Erlaubnisurkunden sowie die in den 
Absätzen 2 und 3 bezeichneten Waffen oder 
Munition sofort sicherstellen 

1. in Fällen eines vollziehbaren Verbots 
nach § 41 Abs. 1 oder 2 oder 

2. soweit Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die Waffen oder Munition 
missbräuchlich verwendet oder von einem 
Nichtberechtigten erworben werden sollen. 

 

WaffG neu 

(4) Die zuständige Behörde stellt 
Erlaubnisurkunden sowie die in den 
Absätzen 2 und 3 bezeichneten Waffen oder 
Munition sofort sicher 

1. in Fällen eines vollziehbaren Verbots 
nach § 41 Absatz 1 oder 2, 

2. soweit Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass die Waffen oder Munition 
missbräuchlich verwendet sollen oder 

3. soweit Tatsachen vorliegen, die die 
Annahme rechtfertigen, dass die Waffen 
oder Munition von einem Nichtberechtigten 
erworben werden sollen. 

Die zuständige Behörde kann darüber hinaus 
für die Dauer der Prüfung von Rücknahme 
oder Widerruf Erlaubnisurkunden sowie 
Waffen oder Munition für einen Zeitraum von 
sechs Monaten sofort vorläufig sicherstellen, 

1. sofern Tatsachen vorliegen, die die 
Annahme rechtfertigen, dass Personen, 
denen eine Erlaubnis nach diesem Gesetz 
erteilt worden ist, nicht die erforderliche 
Zuverlässigkeit oder Eignung besitzen, und 

2. soweit tatsächliche Anhaltspunkte 
vorliegen, dass durch den weiteren Umgang 
mit Waffen oder Munition eine Gefährdung 
bedeutender Rechtsgüter droht 



 

 

WaffG alt 

Zu diesem Zweck sind die Beauftragten der 
zuständigen Behörde berechtigt, die 
Wohnung der betroffenen Person zu betreten 
und diese Wohnung nach Urkunden, Waffen 
oder Munition zu durchsuchen; 
Durchsuchungen dürfen nur durch den 
Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch die 
zuständige Behörde angeordnet werden; das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. Widerspruch 
und Anfechtungsklage haben keine 
aufschiebende Wirkung. 

(5) Sofern der bisherige Inhaber nicht 
innerhalb eines Monats nach Sicherstellung 
einen empfangsbereiten Berechtigten 
benennt oder im Fall der Sicherstellung 
verbotener Waffen oder Munition nicht in 
dieser Frist eine Ausnahmezulassung nach § 
40 Abs. 4 beantragt, kann die zuständige 
Behörde die sichergestellten Waffen oder 
Munition einziehen und verwerten oder 
vernichten. Dieselben Befugnisse besitzt die 
zuständige Behörde im Fall der 
unanfechtbaren Versagung einer für 
verbotene Waffen oder Munition vor oder 
rechtzeitig nach der Sicherstellung 
beantragten Ausnahmezulassung nach § 40 
Abs. 4. Der Erlös aus einer Verwertung der 
Waffen oder Munition steht nach Abzug der 
Kosten der Sicherstellung, Verwahrung und 
Verwertung dem nach bürgerlichem Recht 
bisher Berechtigten zu. 

Fußnote 

(+++ § 46: Zur Anwendung vgl. § 1 WaffV 5 
+++) 

WaffG neu 

(5) Zum Zweck der sofortigen Sicherstellung 
nach Absatz 4 sind die Beauftragten der 
zuständigen Behörde berechtigt, die 
Wohnung der betroffenen Person zu betreten 
und diese Wohnung nach Urkunden, Waffen 
oder Munition zu durchsuchen; 
Durchsuchungen dürfen nur durch den 
Richter, bei Gefahr im Verzug auch durch die 
zuständige Behörde angeordnet werden; das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der 
Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. 
(6) Widerspruch und Anfechtungsklage 
gegen Maßnahmen der Absätze 1 bis 5 haben 
keine aufschiebende Wirkung. 

(7)Sofern der bisherige Inhaber nicht 
innerhalb eines Monats nach einer 
Sicherstellung nach Absatz 4 Satz 1 einen 
empfangsbereiten Berechtigten benennt 
oder im Fall der Sicherstellung verbotener 
Waffen oder Munition nicht in dieser Frist 
eine Ausnahmezulassung nach § 40 Absatz 4 
beantragt, kann die zuständige Behörde die 
sichergestellten Waffen oder Munition 
einziehen und verwerten oder vernichten. 
Dieselben Befugnisse besitzt die zuständige 
Behörde im Fall der unanfechtbaren 
Versagung einer für verbotene Waffen oder 
Munition vor oder rechtzeitig nach der 
Sicherstellung beantragten 
Ausnahmezulassung nach § 40 Absatz 4. Der 
Erlös aus einer Verwertung der Waffen oder 
Munition steht nach Abzug der Kosten der 
Sicherstellung, Verwahrung und Verwertung 
dem nach bürgerlichem Recht bisher 
Berechtigten zu. 


